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			Sonnabend, 8. März 2014 - 124. Jahrgang Nr. 31.970

			CFK appelliert an nationale Eintracht

			Präsidentin eröffnet diesjährige Sitzungsperiode des Kongresses
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			Siegeszeichen: Cristina bei der Eröffnung des Kongresses. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Mit Appellen an die Einheit und mit einer weit weniger konfrontativen Rede als in den Vorjahren hat Cristina Fernández de Kirchner am vorigen Sonnabend die diesjährige Sitzungsperiode des Kongresses eröffnet. „Wir müssen vereinter sein als je zuvor, um weiter vorankommen zu können“, rief die Staatschefin den Abgeordneten zu. Dabei mahnte sie, die Gemeinsamkeiten zwischen den demokratisch und patriotisch gesinnten Parteien zu bewahren. 

			Cristina kritisierte bei ihrer fast dreistündigen Rede im Abgeordnetenhaus vor allem den Richterstand und diejenigen Unternehmen, die ihre Preise übermäßig erhöhten. Kirchner lobte einmal mehr die Regierungspolitik seit dem Machtantritt ihres Mannes Néstor im Jahr 2003 und blickte optimistisch nach vorne: „Die Wirtschaft hat wieder begonnen zu wachsen. Wir werden die Periode des größten ökonomischen Wachstums mit sozialer Teilhabe in den 200 Jahren unserer Geschichte fortsetzen“, so Cristina. Problematische Themen wie die weiterhin grassierende Inflation, das Schrumpfen der Devisenreserven, der Wertverlust des Pesos, die Kriminalität oder der Drogenhandel blieben unerwähnt.

			Die Justiz kritisierte die Präsidentin zu einem deswegen, da durch widerrufene Räumungsbefehle die illegale Besetzung von Landparzellen im Stadtteil Villa Lugano begünstigt worden sei (siehe Wochenübersicht). Darüber hinaus ärgerte sie sich über den Urteilsspruch des Obersten Gerichtshofes, der die von der Regierung angestrebte Reform des Richterrates für verfassungswidrig erklärte. „Es kann nicht sein, dass wir alle kontrolliert werden und es einen Sektor gibt, der frei von jeder Kontrolle ist“, meinte die Präsidentin. „Ein wenig Kontrolle durch das Volk schadet niemandem.“ Die Regierung hatte bekanntlich vergeblich versucht, eine Wahl der Richterratsmitglieder durch das Volk durchzusetzen. 

			Überhaupt forderte Cristina die Richter auf, bei ihrer Arbeit etwas mehr guten Willen an den Tag zu legen. Dies umso mehr, da die Richter ja hohe Gehälter kassierten und dafür noch nicht einmal Einkommenssteuer zahlen müssten. Richter, die nicht gut arbeiteten, sollten vom Richterrat ihrer Funktion enthoben werden, forderte die Staatschefin. Sie ermunterte die Parlamentarier zudem dazu, die Reformen des Zivil- und des Strafrechts weiter voranzubringen.

			Zugleich regte sie neue rechtliche Instrumentarien an, um die argentinischen Verbraucher gegen Preiswucher zu schützen. „Es gibt keinen vernünftigen Grund, die Preise der Produkte höher zu schrauben, als es deren tatsächlichem Wert entspricht“, so die Präsidentin, die sich darüber ärgerte, dass die Geldbeutel der Argentinier unaufhörlich geschröpft würden. Ihren im Publikumsbereich anwesenden Anhängern rief sie zu, die Preise in den Geschäften zu kontrollieren. Man dürfe nicht zulassen, dass das Volk weiter beklaut werde. 

			Im Gegensatz zu den Vorjahren hielten sich die Kirchner-Parteigänger diesmal mit Sprechchören und Plakaten zurück. Offenbar hatte die Ankündigung der Radikalen Bürger Union, bei Störungen durch die regierungsnahe Organisation „La Cámpora“ den Plenarsaal verlassen zu wollen, Wirkung gezeigt.

			Cristina schlug im Abgeordnetenhaus des Weiteren vor, ein Gesetz auf den Weg zu bringen, das Straßenblockaden als Form des Protestes begrenzt. „Es kann nicht angehen, dass zehn Personen eine Straße blockieren können – wie gerechtfertigt ihr Anliegen auch immer sein mag.“

			CFK kritisierte die jedes Jahr aufs Neue schwierigen Lohnverhandlungen mit den Lehrern zu Beginn eines Schuljahres. Diese sollten die von der Regierung gewünschte Anwesenheitsprämie akzeptieren. „Ist es denn gerecht, dass derjenige, der das ganze Jahr seinen Dienst verrichtet, so viel bekommt wie der, der nur gelegentlich erscheint und sich bei jeder Gelegenheit von der Arbeit befreien lässt?“, fragte Cristina rhetorisch.

			Die Präsidentin räumte indirekt ein, dass die Umsetzung des Memorandums mit dem Iran zur Aufklärung des AMIA-Attentats derzeit nicht vorankomme, da Teheran es nicht ratifiziere. Allerdings argumentierte sie auch: „Wenn der Iran die Absegnung immer weiter hinauszögert, dann kann es unsererseits nicht so schlecht verhandelt gewesen sein.“ Cristina forderte die Abgeordneten auf, Alternativvorschläge zu machen, wie es gelingen könnte, die von der argentinischen Justiz als Hintermänner des Anschlags verdächtigten iranischen Funktionäre zu verhören.

			Überraschend waren die positiven Erwähnungen, die Cristina für Teile der Opposition parat hatte. Der UCR attestierte sie eine große demokratische Tradition. Und auch mit Mauricio Macri scheint die Chemie wieder besser zu stimmen. So hob Kirchner hervor, mit dem Buenos-Aires Bürgermeister gemeinsam an einer Lösung der Landbesetzungen in Villa Lugano gearbeitet zu haben.
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			Cristinas Ansehen gesunken

			Umfrage: 67,5 Prozent sind unzufrieden mit der Staatschefin
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			Die Wirtschaftspolitik Cristinas wird von vielen Argentiniern kritisch gesehen. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Das Ansehen von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist deutlich gesunken. Dies jedenfalls ist das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage, die die Firma „Management & Fit“ (M&F) durchgeführt hat. Demnach sind 67,5 Prozent der Argentinier unzufrieden mit ihrer Staatschefin. Nur noch 25 Prozent bewerten die Arbeit Kirchners als positiv.

			Die Zahlen stellen einen drastischen Rückgang gegenüber den Werten dar, die im vorigen Oktober zum Zeitpunkt der Parlamentswahlen ermittelt wurden. Damals hielten sich Zustimmung und Ablehnung noch nahezu die Waage: 44,4 Prozent waren zufrieden, 46,5 Prozent waren es nicht.

			Als Gründe für die seitdem gestiegene Unzufriedenheit werden die ungebremste Inflation, die Plünderungen infolge der Polizeistreiks, die zahlreichen Stromausfälle und der Wertverlust des Pesos genannt. Dies alles erfolgte in einer Zeit, als die Präsidentin infolge ihrer Hirnoperation nur selten in der Öffentlichkeit zu sehen war.

			Zudem machen die Meinungsforscher eine negative Grundstimmung in der Bevölkerung aus, was die ökonomische Entwicklung betrifft. 55,8 Prozent der Befragten glauben, dass es ihnen in den nächsten Monaten wirtschaftlich schlechter gehen werde. Nur 12,6 Prozent erwarten eine Besserung. Mit Blick auf die Gesamtlage ist die Skepsis sogar noch größer. 67 Prozent schätzen, dass es mit der Wirtschaft in Argentinien in nächster Zeit weiter bergab gehen wird.

			Inflation (69,9 %) und Arbeitslosigkeit (50,5 %) waren denn auch ganz vorne bei den Themen, die die Menschen derzeit am meisten bedrücken. In diesem Bezug nimmt indes die Kriminalität weiterhin den Spitzenplatz ein (82,4 %).

			Auch, was die Politik der überwachten Preise in den Supermärkten betrifft, hat die Bevölkerung offenbar kein Vertrauen mehr in die Regierung. 62,2 Prozent der Befragten glauben nicht, dass der Preisanstieg auf diese Weise nachhaltig bremsen lässt.

			Von den Politikern, die bei den nächsten Wahlen Kirchner beerben wollen, hätte derzeit Sergio Massa die besten Karten. So erklärten 21,7 Prozent der Befragten, den ehemaligen Bürgermeister von Tigre wählen zu wollen. Es folgen Daniel Scioli (17,4 %), Mauricio Macri (10,4 %) und Hermes Binner (8,9 %). Weiter abgeschlagen sind Julio Cobos (5 %), Jorge Capitanich (3,9 %), Elisa Carrió (2,1 %), José Manuel De la Sota (2,1 %) und Ernesto Sanz (0,6 %). Allerdings erklärten 27 Prozent, keinen der Genannten zu wählen bzw. noch nicht zu wissen, wem man das Vertrauen schenke.

			Bei der Umfrage wurden 1600 Personen aus der Hauptstadt sowie aus den Provinzen Buenos Aires, Córdoba, Santa Fe, Entre Ríos, Mendoza, San Juan, Chaco, Corrientes, Tucumán, La Rioja und Chubut befragt.
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			Die Woche in Argentinien

			Besetzungen in Villa Lugano

			Buenos Aires (AT/mc) - Villa Lugano ist in den vergangenen Tagen Schauplatz sozialer Konflikte geworden. Gleich zwei Landbesetzungen hielten den Stadtteil im Südosten der Hauptstadt in Atem. Während in einem Fall die städtische Polizei (Metropolitana) umgehend handelte und das besetzte Areal nahe den Barrio Pirelli genannten Sozialbauten räumte, ist die Situation nahe dem Elendsquartier Villa 20 weiterhin in der Schwebe. Bei der Räumung auf der Freifläche bei den Pirelli-Gebäuden kam es zu Gewalttätigkeiten, bei denen ein Polizist verletzt wurde. Sechs Besetzer, überwiegend junge Frauen, wurden festgenommen. Anders verhielt sich die Lage rund 20 Straßenblöcke weiter, wo bereits in der Vorwoche rund 300 Familien eine Rasenfläche nahe Villa 20 besetzt hatten. Vertretungsrichter Gabriel Vega hatte zwar die Räumung angeordnet. Dies wurde jedoch durch das Berufungsgericht für Strafsachen gestoppt, da das Amt für Bürgerangelegenheit Beschwerde einlegte. Nun hat Richterin Gabriela López Iñiguez den Fall übernommen. Sie ordnete am Mittwoch erneut die Räumung des Geländes an, wollte sich ihre Entscheidung aber noch vom Berufungsgericht bestätigen lassen. Währenddessen machten die Besetzer mit dem Aufrichten ihrer Behausungen weiter.

			Zamora neuer Senatsvize

			 Gerardo Zamora ist neuer stellvertretender Vorsitzender des Senats. Das Oberhaus des Kongresses kürte den einstigen Gouverneur der Provinz Santiago del Estero mit 57:12-Stimmen als Nachfolger von Beatriz Rojkés de Alperovich aus Tucumán. Diese hatte das Amt, das protokollarisch das dritthöchste im Staate ist, gut zwei Jahre lang inne. Nun wird Rojkés auf Geheiß von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner abgelöst.  Zamora stammt politisch aus den Reihen der Radikalen Bürger Union (UCR), gilt aber als enger Gefolgsmann der Kirchners. Auch in seiner Antrittsrede im Senat versicherte er der Präsidentin „totale Treue“. Gleichwohl versteht er sich immer noch als Radikaler und nicht als Peronist, weshalb die Regierungsfraktion im Senat Zamora eher aus Gehorsam der Präsidentin gegenüber denn aus Überzeugung wählte. Die Radikalen, denen Zamora sich immer noch verbunden fühlt, versagten ihm indes entgegen parlamentarischer Gepflogenheiten die Zustimmung. Die UCR wirft Zamora Verrat vor. „Wir als Partei haben mit Zamora noch manch ungelöstes Thema zu klären“, erläuterte UCR-Fraktionschef Gerardo Morales die Position seiner Partei. Die Nominierung Zamoras betrachte man als Affront.

			Lehrerstreiks

			Es ist wie so oft in der Vergangenheit: Nach gut drei Monaten Sommerferien beginnt das neue Schuljahr in Argentinien mit einem Lehrerstreik. Die fünf Lehrergewerkschaften des Landes hatten gemeinsam zum Ausstand aufgerufen, nachdem die Tarifverhandlungen gescheitert waren. Die Nationalregierung hatte eine Lohnerhöhung um 22 Prozent bis Ende des Jahres angeboten, dazu weitere neun Prozent in der ersten Hälfte des Schuljahres 2015. Des Weiteren sollte es Anwesenheitsprämien für die Pädagogen geben. Die Lehrervertreter sprachen von einem unwürdigen Angebot. Der Streik am Mittwoch, dem ersten Tag des neuen Schuljahrs, dehnte sich auf 19 Provinzen des Landes aus. Vor allem an den staatlichen Schulen gab es keinen Unterricht. Im Großraum Buenos Aires sowie im Landesinneren schlossen sich aber auch Lehrer von Privatschulen den Maßnahmen an. Eine Lösung des Konflikt war Ende der Woche noch nicht absehbar.

			Pleitegeier über Argentinien

			Argentinien ist das Land mit der weltweit höchsten Wahrscheinlichkeit für eine Staatspleite. Dies jedenfalls geht aus einer Untersuchung hervor, die die deutsche Tageszeitung „Die Welt“ veröffentlichte. Diese stützt sich dabei auf Daten von Thomson Reuters, Bloomberg und Fitch Rating. Demnach halten die Wirtschaftsexperten einen neuerlichen Staatsbankrott am Río de la Plata innerhalb der nächsten zehn Jahre zu 85,8 Prozent für wahrscheinlich. Nicht viel besser schneidet das sozialistische Erdöl-Land Venezuela ab, für das eine Pleitewahrscheinlichkeit von 82 Prozent angenommen wird. Es folgen die Ukraine (70,6 %) und Griechenland (56,6 %). Deutschland (8,6 %), Österreich (12,4 %) und die Schweiz (7 %) stehen hingegen relativ gut da. Als Gründe für die prekäre Situation Argentiniens nennt „Die Welt“ neben den „milliardenschweren Altlasten“ vor allem „politisches Missmanagement und Kapitalflucht“. Die Zeitung erwähnt die Devisenreserven, die sich innerhalb von zwei Jahren nahezu halbiert hätten, und den eingebrochenen Wechselkurs des Pesos. Dies führe dazu, dass die in Hartwährung aufgenommenen Schulden umso schwerer zu bedienen seien.

			Vortrag über Eva Braun abgesagt

			Aufregung um einen Vortrag über Eva Braun. Jorge Macri, der Bürgermeister von Vicente López, sah sich am Mittwoch veranlasst, eine Veranstaltung abzusagen, bei der die Partnerin Hitlers als „große Frau“ bezeichnet wurde. „Ich glaube nicht, dass Eva Braun eine große Frau war, und ich glaube nicht, dass man sie als eine solche hervorheben sollte“, so Macri. Die Veranstaltung war von  der kommunalen Kulturabteilung im Rahmen einer Ringvorlesung über „große Frauen“ organisiert worden. Proteste kamen von Seiten der jüdischen Gemeinschaft, die die Ansetzung als „inakzeptabel“ bezeichnete. „Wir haben an sich kein Problem damit, dass man Studien über Eva Braun betreibt. Aber dass sie als große Persönlichkeit dargestellt wird, ist nicht hinnehmbar“, wird Sergio Widder, der Vertreter des Wiesenthal-Zentrums in Lateinamerika, in der Zeitung „La Nación“ zitiert. (AT/mc)

		

	
		
			Meinung

			[image: 11802.png]

			Straßensperren

			Zum ersten Mal nahm Präsidentin Cristina Kirchner in ihrem fast dreistündigen Rechenschaftsbericht vor versammeltem Kongress Stellung zu einem Problem, das insbesondere die Einwohner der Hauptstadt und Umgebung sowie anderer Städte besorgt, nämlich die fast täglichen Straßensperren, die den  Personen- und Kraftwagenverkehr verhindern. Bisher hat die Polizei mit seltenen Ausnahmen nur zugeschaut und den Dingen freien Lauf ermöglicht. Die Demonstranten beherrschten Straßen, öffentliche Plätze, auch Schnellstraßen und Avenidas, als ob sie die Eigentümer wären. Der normale Verkehr muss dann umgeleitet werden, was mit Verkehrsstörungen, Zeitverlust und viel Ärger verbunden ist.

			Bisher galt die Regel der freien Meinungsäußerung, so dass den Protestierenden der Vorrang vor dem freien Transit gegeben wurde, der in der Verfassung als Grundrecht eingebaut ist. Die Präsidentin und ihre Mitläufer pflegten stets den Vorrang der Kundgebungen, lies Straßensperren, einzuräumen, als ob das Verfassungsrecht des freien Transits nicht existiert.

			Mit Sicherheitssekretär Sergio Berni, von Beruf Militärarzt, änderte sich die Szene nur gelegentlich. Berni protestierte heftig gegen die Straßensperren, insbesondere auf Schnellstraßen und Avenidas. Als er einmal einschritt und eine Kundgebung zerstreute, wurde er strafrechtlich belangt, weil er keine Ermächtigung durch einen Richter eingeholt hatte. Berni verficht zu Recht die These, dass Straßensperren grundsätzlich widerrechtlich sind.

			Offenbar hat die Präsidentin Berni Gehör geschenkt, als sie im Kongress auf die Probleme hinwies, die die Straßensperren verursachen. Sie erinnerte an eine Kundgebung gegen den damaligen US-Präsidenten George Bush (Vater) in New York, wo die Kundgebung auf der Straße gestattet wurde, aber der Personenverkehr neben der Kundgebung zugelassen wurde. In Argentinien ist das anders. Kaum melden sich einige Personen am Platz, dürfen Vehikel nicht fahren und Menschen nicht gehen, weil sie sonst tätlich angegriffen werden. Dabei werden gelegentlich Kraftwagen und andere Objekte angegriffen und verbrannt, als ob mit dieser Gewalt irgend etwas erreicht werden würde. Es geht den Gewalttätigen nur darum, die Straße zu beherrschen, Feuer anzuzünden und zu brüllen, gegebenenfalls auch andere Gewalttaten zu üben.

			Die Regierung schaut zu und verzichtet darauf, die Proteste auf offener Straße zu vertreiben. Offenbar überlegt sich die Präsidenten derzeit, dass eine Korrektur fällig sei. Seither ist davon die Rede, die Kundgebungen und Proteste auf offener Straße durch ein Gesetz zu regulieren. Allein diese Variante hat sofort mehrere Politiker auf den Plan gerufen, die dagegen Stellung nehmen, ehe überhaupt ein konkretes Gesetzesprojekt vorliegt. Ob der Kongress hierüber handeln wird, bleibt abzuwarten.

			Nur einmal in Jahr 2005 hat die Regierung eine Protestaktion verhindert, als die Gewaltgruppe Quebracho sich vor dem Regierungspalast anschickte, in sein Amtszimmer einzudringen und Präsident Néstor Kirchner zu bedrohen, selbstverständlich mit Fernsehreportern, deren Bilder dann in der ganzen Welt gezeigt worden wären. Das wurde rechtzeitig verhindert, indem die Polizei Wasserwerfer mit blaugefärbtem Wasser einsetzte, die die Quebrachoverbrecher identifizierte. Die Polizei verhaftete sie nachher. Ihr Chef wurde vor Gericht gestellt und verurteilt.

			Mit blau- oder rotgefärbtem Wasser können Straßenkundgebungen leicht und ohne Verletzungen verhindert werden. Argentinier sind besonders auf ihre Kleidung bedacht, so dass sie vermeiden, mit gefärbtem Wasser angegriffen zu werden. Ob ihre Kleidung nachher wieder gewaschen und benützt werden kann, sei dahingestellt.

			Diese Methode der Bekämpfung von Straßenkrawallen wurde nie wieder eingesetzt, obwohl sie damals erfolgreich gewesen war, niemand verletzt wurde und die Verantwortlichen identifiziert und verurteilt werden konnten. Die Polizei braucht weder zu schießen noch Knüppel einzusetzen, um Gewalttätige zu vertreiben. Gefärbtes Wasser genügt. Sicherlich werden Protestler weglaufen, wenn die Wasserwerfer im Blickfeld sind. Dann ist der Straßenverkehr gesichert, wie es die Verfassung vorschreibt. 

			Die Erfahrung zeigt zudem, dass die zahlreichen Proteste auf offenen Straßen überhaupt nichts nützen. Die betreffenden Petitionen werden von der jeweiligen Regierung totgeschwiegen. Passanten hätten freien Zugang zum Transit, die Verfassung würde eingehalten und die Fahrer könnten ohne Unterbrechungen und Umleitungen zum Ziel kommen. Alles ohne ein Gesetz, das über Kundgebungen auf Straßen und öffentlichen Plätzen befindet.
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			Russisches Freundesland

			Von Stefan Kuhn

			Für US-Präsident Barack Obama war es selbstverständlich eine große Blamage. Er hatte den russischen Präsidenten Wladimir Putin noch vor einem Angriff auf die ukrainische Halbinsel Krim gewarnt. Zwei Tage später stellt ihn der Russe vor vollendete Tatsachen. Deutlicher kann man den einst mächtigsten Mann der Welt nicht in die Schranken weisen.

			Für Obamas Gegner in der Heimat ist das ein gefundenes Fressen. Der einflussreiche republikanische US-Senator John McCain etwa kritisiert die zahnlose Außenpolitik der Regierung besonders heftig. Das kann man nachvollziehen. McCain sieht sich als den besseren Außenpolitiker und hat die Niederlage bei den Präsidentschaftswahlen 2008 gegen Obama wohl immer noch nicht verwunden. Tatsache ist, dass Obama wenig politischen Spielraum hat. Sanktionen beeindrucken Putin wenig, und eine militärische Option gibt es nicht. Auch McCain könnte den US-Bürgern nicht erklären, warum die USA 600.000 Ukrainern und 290.000 Krimtataren auf der 8500 Kilometer von Washington entfernten Halbinsel militärisch beistehen sollten. Sie sind eine Minderheit. Auf der früher zu Russland gehörenden Krim leben 1,45 Millionen ethnische Russen. Eine breite Mehrheit der Ukrainer dort sympathisiert mit den Russen, und in der Hafenstadt Sewastopol liegt die russische Schwarzmeerflotte.

			Obamas frühere Außenministerin Hillary Clinton geht ebenfalls leicht auf Distanz zu ihrem früheren Chef. Sie greift Russlands Präsidenten frontal an. Putin agiere wie Hitler, sagt sie und spielt dabei auf die Einverleibung des Sudetenlandes 1938 an. Mit NS-Vergleichen sollte man generell vorsichtig sein. Ähnlich ist hier nur, dass Putin behauptet, die Interessen von Landsleuten schützen zu wollen - zur Not auch militärisch. Putins Griff in die jüngere Geschichte ist da zutreffender. Er vergleicht die Krim mit dem Kosovo, der sich 1999 von Serbien abspaltete. Der Vergleich ist eine mehr oder weniger subtile Retourkutsche, denn Russland stand damals auf der Seite des slawischen Brudervolkes der Serben und erkennt den Staat Kosovo bis heute nicht an. Die Nato unterstützte die Unabhängigkeit des Kosovo militärisch und bombardierte Ziele in Serbien, darunter auch Belgrad.

			Die territoriale Integrität Serbiens war dem Westen damals ziemlich egal, die der Ukraine ist für ihn jetzt unantastbar. Putin hat Recht, wenn er dem Westen vorwirft, mit zweierlei Maß zu messen - allerdings tut er das selber auch. Der Einmarsch in Georgien, um das russischsprachige Südossetien zu schützen, ist ein treffendes Beispiel. Territoriale Integrität ist ein politisch viel missbrauchter völkerrechtlicher Begriff. Für Putin gilt er im Falle Russlands und Serbiens, das heißt, der tschetschenische und der kosovarische Unabhängigkeitskampf sind Terrorismus, die Russen in Südossetien und auf der Krim kämpfen gegen Unterdrückung. Der Westen hat eine ähnlich selektive Wahrnehmung. Tatsache ist, dass man einen Vielvölkerstaat nicht zusammenhalten kann, wenn das ethnisch anders dominierte Landesteile nicht wollen. Die Alternativen zur Unabhängigkeit sind militärische Gewalt und/oder „ethnische Säuberung“. Das sind keine wirklichen Alternativen. Der gutgemeinte Versuch, nach dem Bosnienkrieg aus den ehemaligen Konfliktparteien den Staat Bosnien-Herzegowina zu schaffen, ist nach 20 Jahren grandios gescheitert, weil die serbische Teilrepublik sich querstellt. Im Norden des Kosovo ist ein kleiner Teil serbisch dominiert. Kann man nicht auf die tausend Quadratkilometer territorialer Integrität um des Friedens Willen verzichten?

			Zwischen Krim und Kosovo gibt es dennoch einen gewaltigen Unterschied. Die Nato griff damals ein, um das serbische Gemetzel an den Kosovaren zu beenden. Putin ließ es gar nicht erst zu einem Gemetzel kommen. Unwahrscheinlich wäre ein solches Szenario nicht gewesen, dafür hätten ukrainische Nationalisten und auch Putin selbst gesorgt. Eine der ersten Maßnahmen der neuen Kiewer Regierung war die Wiedereinführung eines Sprachengesetzes, das die Russen selbst in Regionen, in denen sie stark vertreten oder in der Mehrheit sind, diskriminiert. Diskriminierung führt schnell zu einer Gewaltspirale, die auch vor anderen russisch dominierten Regionen der Ukraine nicht haltmachen dürfte.

			Es geht auch nicht nur um Russen. Der Osten und Süden der Ukraine ist Janukowitsch-Land. Dort steht eine überwältigende Mehrheit hinter dem gestürzten Präsidenten, der sich im russischen Exil befindet. Das sind mehrheitlich Ukrainer, die sich Russland näher fühlen als der neuen Regierung in Kiew. Diese kann sich auch nur begrenzt auf die Loyalität der Sicherheitskräfte und der Armee verlassen.

			Obwohl ein Krieg der Ukraine gegen Russland militärischer Irrsinn wäre, ist die Gefahr noch nicht gebannt. Die Nationalisten, die für die gewaltsamen Ausschreitungen während des Umsturzes in Kiew große Mitverantwortung tragen, könnten darauf spekulieren, dass der Westen einschreitet, wenn es zum Krieg kommt. Man muss ihnen klar machen, dass dies nicht geschieht. Es muss zu einer Verhandlungslösung kommen, und deren Ergebnis kann bestenfalls nur die Unabhängigkeit der Krim sein, vielleicht mit einer längeren Übergangsfrist, nach der ein Referendum stattfindet. Die Halbinsel wird dann zwar ein russischer Vasallenstaat werden, aber das wäre für Kiew etwas weniger schmerzhaft als eine Angliederung an Russland.

			Dann muss sich Kiew darum bemühen, den großen Rest des Staates zusammenzuhalten. Das funktioniert natürlich nur, wenn man die Minderheiten nicht diskriminiert, sondern ihnen mehr Rechte gibt, und den Staat föderaler gestaltet. Die Bevölkerung im Osten und Süden muss auch die Vorteile der Annäherung an die EU spüren. Das wird Brüssel und damit auch Berlin Milliarden kosten. Für viele ist das schon zu viel der Solidarität mit einem durch und durch korrupten Staat. 

			Europa muss aber auch andere Zeichen setzen. Es muss die Ängste seiner Mitglieder im Osten ernst nehmen. Vor allem die baltischen Staaten Estland und Lettland, wo annähernd ein Drittel der Bevölkerung ethnische Russen sind. Was ist, wenn Putin auch deren Rechte schützen will? Die Gefahr ist nicht akut, denn die russische Bevölkerung in beiden Staaten lebt dort besser als sie das in Russland tun würde. Zudem sind beide Staaten Mitglied der Nato. Wenn sie angegriffen werden, gilt der Verteidigungsfall. Putin mag ein skrupelloser Machtmensch sein, aber er weiß, wie weit er gehen kann. Auf der Krim hat er Freundesland betreten und steht im Extremfall einer desolaten ukrainischen Armee gegenüber und nicht der gesamten Nato.
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			Randglossen

			Ein neues Konfliktthema beschäftigt derzeit einige Politiker. Ein neues Strafgesetzbuch wurde von der Präsidentin in Auftrag gegeben. Eine Gruppe Strafrechtler und Politiker, darunter auch Oppositionelle, wurde beauftragt, das geltende Strafgesetzbuch zu überarbeiten und ein neues Projekt vorzulegen. Das ist inzwischen geschehen, ohne dass der Öffentlichkeit der Text mitgeteilt wurde, was demnächst nachgeholt werden wird, wenn sich der Kongress damit befasst. Unterdes-sen verlautete, dass der neue Text mehrere Strafen vermindert, darunter der Vorschlag, dass Rückfall eines Delinquenten nicht als strafverschärfend gelten soll. Das heißt im Klartext, dass verurteilte Verbrecher, nachdem sie ihre Strafe abgesessen haben, nochmals Verbrechen begehen, ohne dass dieser Tatbestand für ihre abermalige Verurteilung berücksichtigt werden darf. Freie Bahn für Verbrecher. Dagegen protestieren zu Recht Politiker und Juristen.

			Nach ihrer mehrwöchigen Krankheit hat sich Präsidentin Cristina Kirchner offenbar ganz erholt. Sie darf wieder längere Strecken fliegen, was ihr erlaubt, nicht nur zu Wochenenden nach Calafate in Santa Cruz und zurück zu fliegen, sondern neuerdings auch Auslandsflüge zu machen. Sie wird der Amtsübernahme ihrer Kollegin in Chile, Michele Bachelet, beiwohnen und neuerdings auch den französischen Präsidenten François Hollande in Paris besuchen, wo der sogenannte Paris Klub sein Sekretariat verwaltet, dem der argentinische Staat seit über einem Jahrzehnt nahezu 10 Milliarden Dollar schuldet. Gläubiger sind Staaten, die Maschinenkredite garantiert haben, die Argentinien nicht bezahlt. Frankreich ist zwar nicht der größte Gläubiger, müsste aber dafür sorgen, dass die Bezahlung seiner Forderungen gesichert wird, um die eigenen maroden Staatsfinanzen zu verbessern, die die Schuldengrenzen des Maastrichter Abkommens keinesfalls einhalten. 

			Vielvölkerstaaten wie Ukraine können nicht funktionieren. Das ist eine historische Tatsache. Einzige Ausnahmen sind vermutlich traditionelle Einwanderungsländer wie die USA, wo fast jeder bei Ankunft seine nationale Identität abgibt. Ansonsten nur Pleiten: Österreich-Ungarn, das britische Empire, Russland, Jugoslawien oder zuletzt der Südsudan. China kann seine turkmenischen und tibetischen Landesteile nur mit Gewalt halten. Eine Ausnahme ist noch die Schweiz, aber dort geht es den deutsch-, französisch-, italienisch- und rätoromanischsprachigen Bürgern etwa gleich gut. Das ist ein Rezept für das Zusammenhalten eines Staates. Man muss nur aufpassen, dass es Niemandem besser geht. Dann gibt es nämlich Autonomiebestrebungen der Besserverdienenden wie in Katalonien oder Schottland.

			Derzeit herrscht eine Inflation an unhistorischen Hitler-Vergleichen. Schuld daran ist zum einen Teil die Ukraine, zum anderen historische Unkenntnis. Hillary Clinton, die frühere First Lady der USA und spätere Außenministerin, stellt den russischen Präsidenten auf eine Stufe mit Hitler. Das ist, aus dem Mund der früheren US-Chefdiplomatin, zunächst äußerst undiplomatisch. Russland bzw. die Sowjetunion hatte im von Hitler angezettelten 2. Weltkrieg fast 30 Millionen Tote zu beklagen, darunter 15 Millionen Zivilisten. Dass der russische Ministerpräsident Dimitri Medwedew die ukrainische Revolution mit Hitlers Machtergreifung vergleicht, ist ähnlich geschmacklos. Hitler kam 1933 verfassungskonform an die Macht und verfestigte diese durch Terror. In der Ukraine wurde der Präsident nicht ganz verfassungskonform abgesetzt und zumindest versucht, eine korruptionsfreie Demokratie aufzubauen.

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11805.png]

			Staatsfinanzen im Januar: stark gestiegenes Defizit

			Die Finanzen des Nationalstaates schlossen im Januar mit einem echten (als finanziell bezeichnetem) Defizit von $ 3,05 Mrd. Doch hinzu kommen noch Zuwendungen von $ 3,12 Mio., die als „Renten auf Staatseigentum“ gebucht werden, in Wirklichkeit jedoch Zuschüsse für Deckung des Defizites sind, die aus Abhebung von ZB-Gewinnen (die zum grössten Teil buchmässig sind, weil sie sich aus der Abwertungswirkung auf die Währungsreserven ergeben) und dem Gewinn des Sonderfonds der ANSeS (der für die Rentner und nicht für das Schatzamt bestimmt ist) stammen. Somit beträgt das gesamte echte Defizit im Januar $ 6,17 Mrd. Im Januar 2013 lag das zugegebene echte Defizit bei $ 1,58 Mrd., zu dem noch Zuschüsse der ZB und der ANSeS kommen, die $ 2,41 Mrd. ausmachen, so dass das gesamte echte Defizit $ 3,99 Mrd. betrug. Die interanuelle Zunahme zum Januar 2014 betrug somit 54,6%.

			Das primäre Ergebnis der Staatsfinanzen, also ohne Berücksichtigung der gezahlten Zinsen auf die Staatsschuld, ergab im Januar 2014 einen Überschuss von $ 798,5 Mio., gegen $ 815,7 Mio. im Vorjahr. Die Zinslast betrug dieses Jahr somit $ 3,85 Mrd., gegen $ 2,39 Mrd. im Vorjahr Die Zunahme der Zinslast um $ 1,46 Mrd. ist auf die gestiegene Staatsschuld und den Umstand zurückzuführen, dass Schulden zu niedrigem Zinssatz (die aus der Umschuldung von 2005 hervorgegangen sind) zunehmend amortisiert und durch neue ersetzt werden, die höher verzinst werden. In Wirklichkeit ist die Zinslast viel höher, da die Pesoschulden mit dem gefälschten CER-Index berichtigt werden, was den Betrag der Schuld und auch die Zinslast künstlich senkt.

			Die gesamten laufenden Staatsausgaben lagen im Januar 2014 bei $ 68,05 Mrd., gegen $ 46,54 Mrd. im Vorjahr (+46,2%). Bei dieser Zunahme wirkte sich besonders der Umstand aus, dass das Betriebsdefizit der Staatsunternehmen $ l,68 Mrd. betrug, gegen $ 225,1 Mio. im Vorjahr (+646.7%). Die Kapitalausgaben (vornehmlich Investitionen in Infrastruktur) betrugen $ 8,33 Mrd., gegen $ 6,14 Mrd. im Vorjahr (+35,7%). Die gesamten Einnahmen (einschliesslich Zuwendungen der ZB und der ANSeS) betrugen $ 73,33 Mrd., gegen $ 51,10 Mrd. im Vorjahr (+43,5%).
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			Steuereinnahmen im Februar: +33,3%

			Die gesamten Steureinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Februar 2014 mit $ 81,17 Mrd. um 33,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. Das erste Bimester liegt somit mit $ 171,48 Mrd. um 35,5% über dem Vorjahr. Die Steuereinnahmen haben auf alle Fälle etwa mit dem BIP zu laufenden Preisen, das die Inflationswirkung einschliesst, Schritt gehalten. Die Rezessionssymptome, die immer stärker auftreten, spiegeln sich nicht in den Steuereinnahmen, die zum grössten Teil durch die Entwicklung im Jahr 2013 bedingt sind.

			Die Entwicklung war bei einzelnen Steuern im Februar wie folgt:

			- Gewinnsteuer: Der Erlös lag mit $ 18 Mrd. um 41,2% über dem Vorjahr. Die Inflation erhöht die Einnahmen dieser Steuer überproportional, weil bei den Unternehmen auch Buchgewinne besteuert werden, und bei physischen Personen eine kalte Zunahme der Progression stattfindet.

			- Mehrwertsteuer: Die Einnahmen lagen mit insgesamt netto $ 24,67 um 35,3% über dem Vorjahr. Dabei nahm die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer mit $ 17,86 Mrd. um 40,5% gegenüber dem Vorjahr und die vom Zollamt einbehaltene mit $ 7,96 Mrd. um 35,4% zu. Doch die Rückgabe der vorher schon bezahlten MwSt. an Exporteure (die vom Erlös der Steuer abgezogen wird) stieg interanuell um 222,1% auf $ 1,15 Mrd. Ebenfalls wurde der Betrag der Rückvergütungen (Subventionen für industrielle Güter) um 279,5% auf $ 1,06 Mrd. erhöht. Ohne dies wäre die Zunahme der gesamten Steuereinnahmen noch höher gewesen.

			- Exportzölle: ergaben $ 3,94 Mrd, 40,4% mehr als im Vorjahr. Hier wirkt sich der Umstand aus, dass einbehaltene Sojabohne der vergangenen Ernte schliesslich exportiert wurde, dank Abwertung und gestiegenem Weltmarktpreis, so dass die Landwirte einen höheren Preis erhielten. Die Spekulation hat sich gelohnt.

			- Importzölle: ergaben $ 2,26 Mrd., 34,9% mehr als im Vorjahr.

			- Die Schecksteuer ergab $ 5,63 Mrd., um 40,8% mehr als im Vorjahr. Der Übergang des Zahlungsverkehrs vom Bargeld auf Karten, Schecks und Internetüberweisungen nimmt offensichtlich weiter zu. Hier hat die Zahlung von Renten in Form von Spardepositen gewirkt, mit einer Zahlkarte, die die direkte Verwendung des deponierten Betrages erlaubt. Die Scheck-steuer wird immer mehr als eine Gebühr empfunden, die gezahlt wird, um das Risiko der Haltung von Bargeld zu vermeiden, das bei der hohen Zahl von Überfällen relativ hoch ist.

			- Die Steuer auf persönliche Güter ergab $ 973,7 Mio., 49,7% mehr als im Vorjahr. Auch hier wirkt sich die Inflation aus, da bei Übertretung des steuerfreien Minimums das ganze Vermögen erfasst wird.

			- Sozialabgaben erreichten insgesamt $ 21,01 Mrd., 29,2% mehr als im Vorjahr. Das entspricht den Gehaltzunahmen und der gestiegenen legalen Beschäftigung.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 7,885, um 0,06% unter der Vorwoche und um 20,84 % über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 27,67 Mrd., gegen u$s 27,84 Mrd. eine Woche zuvor. Die ZB verwaltet den Dollarmarkt sehr vorsichtig, um die Reserven zu schützen. Da die Exporteure höhere Beträge an Devisen verkauft haben, die auf Exporten von Sojabohne entfallen, konnten auch mehr Zahlungsgenehmigungen erfolgen. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.14 bei $ 7,963, zum 30.06.14 bei $ 8,505 und zum 30.12.14 bei $ 10,36. Der Terminkurs per Dezember 2014 enthält einen Jahreszinssatz von 39,70%, in dem eine hohe Abwertungserwartung zum Ausdruck kommt. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 11,00, nachdem er am Mittwoch unter dieses Niveau gefallen war.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 2,38 % und liegt 9,61 % über Ende 2013. 

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 10,70% und notierten mit 40,00% im Plus gegen-über Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche 12,41%, lagen jedoch mit 48,42% gegenüber Ende 2013 im Minus. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,10% und lagen ab Ende 2013 mit 2,99% im1 Minus. Boden 2014 nahmen in einer Woche 4,20% und ab Ende Dezember um 12,22% zu, und Global 2017 Arg. gewannen 0,07% bzw. 0,62%.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 224,08 (Vorwoche $ 223,30) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 320,11 (Vorwoche $ 319,01). 

			***

			Die nachgewiesenen Erdöl- und Erdgasreserven sind im Jahr 2012 um 5% gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen, geht aus einem Bericht vom „Instituto Argentino de Energía Gral. Mosconi“ auf der Basis von Daten des Energiestaatssekretariats hervor. Bis zum Stichtag 31.12.2012 wurden 315.508 Mio. m3 Erdgas festgestellt. Das entspricht 52% weniger als zum 31.12.2002 und 5,1% weniger als zum 31.12.2011.

			*** 

			30 Landwirte aus dem Süden der Provinz Mendoza haben begonnen, Safran anzubauen, und hoffen, im kommenden Mai zum ersten Mal konkrete Ergebnisse zu erzielen. Das Klima in der Region begünstige den Anbau dieser Pflanzenart, die im Herbst blüht. Bisher wurde Safran nur importiert.

			*** 

			Die Republik Argentinien wurde in dritter und letzter Instanz vom Obersten Gericht der USA zu einer Zahlung von u$s 185 Mio. an British Gas verurteilt. Es ging um einen Prozess gegen die Tarifeinfrierungen beim Gas, das die von dieser Firma kontrollierte Metrogas betraf, die Gas in der Bundeshauptstadt und Umgebung vertreibt, mit über 2 Mio. Kunden, die dabei in finanzielle Schwierigkeiten geriet und schliesslich verkaufen musste, so dass Metrogas jetzt von YPF kontrolliert wird. Im Wesen handelte es sich um eine kalte Verstaatlichung. British Gas legte den Fall zunächst dem Uncitar vor, ein Gericht der Vereinten Nationen, das der Firma Recht gab. Argentinien legte Berufung ein und konnte die zweite Instanz für sich entscheiden, aber nur, weil der Kläger bestimmte Formalitäten nicht eingehalten hatte. In der Tat war die Bestimmung des Gaspreises und der Marge für den Betreiber des Verteilungsystems im Konzessionsvertrag festgesetzt worden, der 2001 einseitig ausser Kraft gesetzt wurde. Die argentinische Regierung hat es unterlassen, sich um einen neuen Konzessionsvertrag zu bemühen, womit die Zahlung der Entschädigung hätte vermieden werden können. British Gas hat den Fall nicht dem Weltbankschiedsgericht ICSID vorgelegt, sondern dem UNO-Gericht Uncitar. Ausserdem berief sich das Unternehmen auf den bilateralen Vetrag zwischen Argentinien und Grossbritannien zum Schutz von Investitionen. 

			***

			Das Justizdepartement der USA hat letzten Montag einen sogenannten „amicus curiae“ beim Obersten Gerichtshof zu Gunsten Argentiniens eingebracht, der sich auf die Genehmigung bezieht, die Richter Thomas Griesa und das Berufungsgericht von New York dem Geierfonds NML Capital zugestanden haben, damit Banken angewiesen werden, Daten über staatliches argentinisches Vermögen in den USA mitzuteilen. Sofern das Vermögen keine Immunität geniesst (wie ZB-Reserven und diplomatische Güter), kann es dann beschlagnahmt werden. Die US-Regierung stellt sich auf den Standpunkt, dass dies schädliche diplomatische und wirtschaftliche Konsequenzen für die Vereinigten Staaten haben kann, da dadurch die Souveranität der Staaten verletzt werde. Der Fall bezieht sich nicht auf die Klage des Fonds über volle Zahlung der argentinischen Bonds, die er hält und nicht umgeschuldet hat, sondern nur auf die Vollstreckung des Urteils. Doch auch wenn die Banken dem Fonds keine Information geben, kann dieser, wenn er den Hauptprozess gewinnt, staatliches argentinisches Vermögen in den USA beschlagnahmen, was die Filiale der Banco Nación und auch Aerolíneas Argentinas gefährden könnte.

			***

			Das Wirtschaftsministerium drohte den Supermärkten mit Bussen von bis zu $ 5 Mio., wenn Produkte, dessen Preisen festgelegt wurden und als „gepflegte Preise“ eingestuft werden, in den Regalen unauffindbar sind. Die Produkten wurden in drei Kategorien aufgeteilt: als „wichtig“ gelten frische Produkte (Obst, Gemüse, Fleisch), Brot, Eier, Matetee und Reinigungsprodukte. Pro fehlendem Artikel in dieser Kategorie wird eine Busse von $ 38.462 fällig. Beim Bier, Zahnpasta oder Toilettenpapier, beträgt die Busse $ 23.438 pro Artikel, während Streichhölzer, Salz oder Kondome eine Strafe von $ 15.265 zahlen. Das Massnahmenkatalog ist im Amtsblatt veröffentlicht worden. Die Regierung erteilt der Wirksamkeit der „gepflegten Preise“, die viel niedriger als die analoger Produkte sind, grosse Bedeutung, und bemüht sich darum, dass die verbilligten Waren in den Supermärkten stets vorhanden und sichtbar sind. Die Zeitung „Clarín“ hat ermittelt, dass 30 Produkte dieses Warenkorbs in anderen Einzelhandelsgeschäften der Bundeshauptstadt durchschnittlich 37% teurer waren, doch bei einem Drittel über 60% mehr kosteten. Theoretisch sollte dies die Konsumenten dazu verleiten, stärker auf die grossen Supermarktketten überzugehen, bei denen die „gepflegten Preise“ als Anziehung wirken, wobei dann in der Regel auch andere Waren gekauft werden. Den Schaden bei den künstlich verbilligten Produkten tragen ohnehin nicht die Supermärkte, sondern deren Lieferanten, die versuchen, dies durch Kontingentierung einzuschränken. Doch gerade das will die Regierung nicht zulassen. 

			***

			Wie der Verband der Kfz-Agenturen Acara mitteilt, wurden im Februar 57.967 Fahrzeuge im Register eingetragen, 8,5% weniger als noch im Vorjahresmonat. Die LKW-Zulassungen sind um 34,4% gestiegen, die von Automobilen jedoch über den Durchschnitt gefallen. Im ersten Bimester sind die innerjährlichen Zulassungen um 3,9% zurückgegangen. Im Februar war der Rückgang bei den Modellen, die von der neuen Steuer erfasst werden, sehr stark. BMW lag mit 318 Einheiten um 83,65% unter dem Vorjahr, Audi mit 529 um 82,80%, Alfa Romeo mit 42 um 78,57%, Hyundai mit 356 um 76,69%, Jeep mit 232 um 74,57%, Mercedes Benz mit 308 um 61,36%, Mini-Cooper mit 44 um 54,55%, Land rover mit 23 um 47,83%, Subaru mit 26 um 42,31%, und Mitsubishi mit 58 um 41,38%.

			***

			Im Februar erreichte der bilaterale Handel zwischen Argentinien und Brasilien u$s 2,26 Mrd., der niedrigste Wert der letzten vier Jahre. Die Exporte nach Brasilien lagen mit u$s 1,09 Mrd. um 23,4% unter dem Vorjahr, und die Importe aus Brasilien waren mit u$s 1,16 Mrd. um 9,7% niedriger als im Vorjahr. Die Consulting-Firma abeceb (von Dante Sica) weist darauf hin, dass der Exportrückgang sich auf geringere Lieferungen von Kfz, Gas, Weizen, Benzin und Zubehörteilen für Kfz bezieht. Bei den Importen fand ebenfalls eine Verringerung bei Kfz statt, aber auch bei Erdöl, Stahlprodukten und Zubehörteilen für Kfz. Dennoch war Argentinien im Februar der drittgrösste Lieferant von Brasilien, und bei den Importen Argentiniens stand Brasilien auch an dritter Stelle.

			***

			Das große binationale Wasserkraftwerk Yacyretá, ist schon 3 Jahre mit einem Pegel von 83 Meter tätig (gegen vorher 76 Meter), was erlaubt hat, die Stromproduktion um 8.200 GWSt auf insgesamt über 20.000 GWSt jährlich zu erhöhen, mit einem Anteil von 18% am landesweiten Stromverbrauch. Planungsminister Julio de Vido wies darauf hin, dass sich jetzt die Einrichtung von drei weiteren Turbinen in Gang befinde, die zu den 20 bestehenden hinzukommen. Yacyretá wurde 1977 begonnen, aber erst 1997 (unter Präsident Menem) in Betrieb genommen, nachdem unter Präsident Alfonsín kaum investiert worden war. Außerdem soll angeblich das Wasserkraftwerk am Nebenfluss „Aña Cuá“ gebaut werden, das in den 90er Jahren schon ausgeschrieben und als Konzession an eine Privatfirma zugeteilt wurde, was danach wieder rückgängig gemacht wurde. „Aña Cuá“ ist das wirtschaftlichste Projekt unter sämtlichen möglichen zu bauenden Wasserkraftwerken, was in einem besonders niedrigen Verhältnis von Investition zu Leistung und schließlich in niedrigen Stromkosten zum Ausdruck kommt. Dennoch hat die Regierung in den letzten Jahren anderen Objekten Vorrang gegeben, an erster Stelle die sehr teuren und unwirtschaftlichen Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz. Zum Glück konnte der Bau dort noch nicht begonnen werden, weil die Finanzierung nicht zustande kommt.

			***

			Der Benzinpreis wurde von allen Unternehmen, YPF, Shell und Axion (ehemals Esso) u.a, letzte Woche um 6,1% erhöht. Der Preis für Superbenzin stieg bei YPF auf $ 10,07 pro Liter, für Premium-Benzin auf $ 11,37, für Dieselöl 500 auf $ 9,12 und bei Diesel-Euro auf $ 10,55. Als der Staat 2012 die Kontrolle über YPF übernahm, lag der Preis für Superbenzin bei $ 5,489 pro Liter, Die eingetretene Zunahme macht 92,5% aus. Dennoch lag der Gesamtkonsum von Benzin und Dieselöl laut Daten des Energiesekretariates im Januar 2014 um 2,5% über dem gleichen Vorjahresmonat.

			***

			Die Konsumentenpreise sind gemäss der Ermittlung des Observatoriums für wirtschaftliche und soziale Daten der Gewerkschaftszentrale CGT im Februar um 4,65% und in 12 Monaten um 31,45% gestiegen. Dabei erreichte die Februarzunahme landesweit ganze 7,67%, wobei es in den Vororten der Bundeshauptstadt sogar 13,78% waren. Im ersten Bimester stiegen die Konsumentenpreise laut CGT-Index somit um 8,91%. Die CGT erhebt Preise in 21 Städten des Landes.

			***

			Die Beanspruchung öffentlicher Dienste lag im Januar um 6,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber unverändert gegenüber Dezember 2013, teilt das Statistische Amt (INDEC) mit. Die Zahl der aktiven Mobitelefone lagen mit 61,6 Mio. um 4,7% über dem Vorjahr. Wenn man von der Bevölkerung die Menschen abzieht, die kein Mobiltelefon haben (Kinder und ärmere Menschen, besonders im Landesinneren), so verbleiben mindestes durchschnittlich zwei Telefone pro Person, was in der Praxis bedeutet, dass viele drei haben müssen, was wenig Sinn hat.

			***

			Der Index der Bautätigkeit des INDEC lag im Januar um 2,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, womit jedoch der interanuelle Rückgang von 4,7%, den Januar 2013 verzeichnet, nicht aufgeholt wurde. Der Index wurde dieses Jahr besonders durch eine Zunahme von 5,5% beim Strassenbau angetrieben. Der private Wohnungsbau verzeichnet eine Zunahme von 1,6%, die ausschliesslich auf das Programm Pro.Cre.Ar. zurückzuführen ist.

			***

			Die Baugenehmigungen, gemessen in Quadratmetern, gingen in der Bundeshauptstadt 2013 gegenüber dem Vorjahr um 58% zurück. Es waren 2013 771.000 qm, gegen 1,7 Mio. im Vorjahr und 2,5 Mio. qm 2011. Der Rekordwert wurde 2006 und 2007 mit je leicht über 3 Mio. qm erreicht.

			***

			Das nationale Bewertungsgericht (Tribunal de Tasaciones) hat schon in der Vorwoche den Preis, den die Regierung YPF am Repsol für das enteigenete Aktienpaket zahlen wird, als korrekt eingestuft. Dennoch hat das Amt keinen Gesamtwert für YPF bekanntgegeben. Der Wert eines Erdölunternehmens wird einmal auf Grund seiner Reserven an Erdöl und Gas bestimmt, dann auch auf der Grundlage der Aktiven, minus der Schulden, und schliesslich auf der Basis des Umsatzes und der Rentabilität. Es besteht auf alle Fälle eine hohe Marge für den festgesetzten Wert, so dass man annehmen kann, das sich der gezahlte Preis bestimmt rechtfertigen lässt. Es sollen u$s 5 Mrd., plus u$s 1 Mrd. als Ausgleich für den Verlust sein, den Repsol beim Verkauf der Staatspapiere erleidet, in denen die Zahlung besteht. Wenn man noch Zinsen auf diese Bonds hinzuzählt, gelangt man nahe an die u$s 10 Mrd.

			***

			Richter Enrique Pico Lavié hat den Wert von Aerolineas Argentinas und Austral zum Zeitpunkt der Enteignung (24.12.2008) auf einen Minusbetrag von umgerechnet $ 949,45 Mio. festgesetzt. Die Enteignung als solche sei durch Gesetz beschlossen und von der spanischen Interinvest S.A, dem ehemaligen Besitzer des Unternehmens, nicht beanstandet worden. Interinvest hat schon vorher eine Klage beim Weltbankschiedsgericht ICSID eingereicht, die sich auf die Nichterfüllung von angeblichen Verpflichtungen der argentinischen Regierung und Verstoss gegen internationale Normen bezieht. Der hohe Verlust von AA, der zum negativen Vermögen führte, wurde auch durch die von der Regierung festgesetzten niedrigen Tarife für Inlandsflüge bestimmt.

			***

			Offiziell wurde mitgeteilt, dass das Kraftwerk von Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, von 240 MW, zu 88% fertig sei und im Dezember dieses Jahres in Betrieb genommen werde. Der Bericht weist darauf hin, dass der Staat bisher u$s 700 Mio. in dieses Objekt investiert habe. Hinzu kommen noch Lieferantenkredite, über die nichts mitgeteilt wird. Laut privaten Schätzungen wird das Werk insgesamt um die u$s 2 Mrd. kosten. Dieses Kraftwerk benötigt 1,2 Mio. Jato Kohle, wobei das Kohlenbergwerk von Rio Turbio ca. 200.000 Jato erzeugt. Entweder das Kraftwerk wird nur zu einem Bruchteil der Kapazität ausgelastet, oder es wird Kohle importiert werden müssen, was sehr teuer wäre. Die Kosten des erzeugten Stroms werden dann noch wegen der Entfernung zu den Konsumzentren erhöht, und weit über dem Preis liegen, den die bestehenden Kraftwerke für ihren Strom erhalten. Das Kraftwerk von Rio Turbio ist eine neue Verlustquelle für den Staat.

			***

			Das Unternehmen INVAP, das der Provinz Rio Negro gehört und eng mit der Nationalen Atomenergiekommission zusammenarbeitet, bemüht sich eine Ausschreibung von Saudi Arabien zu gewinnen, die sich auf Lieferung einer Anlage für die Erzeugung von Isotopen, der Einrichtung eines Forschungszentrum für Kernkraft und die Ausbildung des notwendigen Personals bezieht. INVAP hat schon ein Kernkraftwerk für experimentelle Zwecke an Australien geliefert, und danach eine Anlage an Ägypten, wie die, die jetzt an Saudi Arabien angeboten wird. INVAP (Investigaciones Aplicadas) wurde 1976 unter der Militärregierung als technologisches Unternehmen gegründet. Abgesehen von der Anwendung der Kernkraft, befasst sich das Unternehmen gegenwärtig auch mit der Entwicklung von Radaranlagen für Flugplätze und mit dem Bau eines Satelliten für Fernverbindungen. INVAP hat hervorragende Physiker u.a. Fachleute, und ist eine absolute Ausnahme unter staatlichen Unternehmen.

			***

			Der Mengenumsatz des Einzelhandels lag im Februar um 6,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat der Verband CAME ermittelt. Es handelt sich um den zweiten Monat in Folge mit rückläufiger Entwicklung. Die Abnahme war allgemein.

			***

			Die Präsidentin gab bei ihrer Rede im Kongress bekannt, dass dieses Jahr eine Rekordernte von Sojabohne erreicht werde, die mit über 55 Mio. Tonnen um 3,8% über den jüngsten privaten Schätzungen und um ca. 9% über dem Vorjahr liegen werde. Das Ergebnis werde auf 5% über dem bisherigen Rekord liegen, der 2009/10 mit 52,67 Mio. t erreicht wurde. Der Weltmarktpreis für Sojabohne ist in letzter Zeit erneut gestiegen, und liegt für Mailieferungen bei u$s 520 pro Tonne, ca. 10% mehr als noch vor einigen Wochen. Bei diesem Preis wäre die gesamte Sojaernte u$s 28,6 Mrd. wert, wobei man jedoch interne Transportkosten und Frachten abziehen muss. Andererseits wird ein Teil der Ernte zu Speiseöl und Sojamehl verarbeitet, so dass noch ein Zusatzwert entsteht.

			***

			Argentinische Hotels gehören zu den billigsten der Welt. Die Firma Trivago, die die Preise ständig über Internet (online) erfasst, berichtet, dass Argentinien mit $ (argentinischen Pesos) 1.028,91 pro Übernachtung bei einer Liste von 44 Ländern auf Rang 33 liegt. Selbstverständlich erfolgte die Umrechnung jeweils zum freien (schwarzen) Kurs. Am teuersten liegen die türkischen Inseln Caicos mit $ 4.0454,71, gefolgt von Virgin Islands mit $ 4.006,53 und San Vicente Granadinas mit $ 3.589,94. Die dominikanische Republik liegt bei $ 1.728,18. Brasilien bei $ 1.315,40. Mexico bei 1.172,60, und Uruguay bei $ 1.126,53. Auch Kuba liegt mit $ 1.104,25 über Argentinien. 

			***

			Die monetäre Expansion weist sinkende Zunahmen auf. Zum 21. Januar lag die Geldmenge (definiert als monetäre Basis, gleich Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) um 15,20% über dem gleichen Vorjahresdatum, wobei sie im Laufe des Monats Januar 2014 um 16,42% gefallen ist, womit die Expansion vom Dezember ausgeglichen wurde. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten in Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die ZB zur Messung der monetären Entwicklung verwendet, stieg in 12 Monaten zum 21. Januar um 19,47% und nahm im Laufe des Monats um 9,61% ab. Diese jährlichen Zunahmeraten liegen weit unter der Preiszunahme.

			***

			Der Preis der Rinderhäute ist ab Dezember 2013 um ca. 70% gestiegen, von $ 9,50 auf $ 16,30 pro kg, als Folge des geringeren Viehangebotes. Dennoch liegt der Preis der Häute in Dollar (zum offiziellen Kurs) mit knapp über u$s 2 pro kg weit unter dem von u$s 3,84, der in den USA gilt. Die Gerbereien und besonders die Schuhindustrie geraten durch diese Preiszunahme in eine schwierige Lage und fordern ein Verbot für den Export roher Häute, wie es seinerzeit 1971 schon eingeführt und jahrelang beibehalten wurde. 

			***

			Argentinien wird voraussichtlich auch dieses Jahr die sogenannte Hilton-Importquote der EU für Rindfleisch, von 30.000 Jato (vom 1.7.13 bis zum 30.6.14), nicht erfüllen, gab Sergio Roulet, Leiter des Verbandes CRA (Confederaciones Rurales Argentinas) bekannt. In 7 Monaten seien nur 40% des Kontingentes exportiert worden, so dass jetzt in den fehlenden 5 Monaten 60% geliefert werden müssen, was nicht möglich sei, weil Ochsen fehlen und die Schlachthäuser nicht die notwendige Kapazität haben. Für Argentinien bedeutet dies einen Exportverlust von u$s 100 bis u$s 135 Mio. Es ist das siebte Jahr in Folge, in dem die Hilton-Quote nicht erfüllt wird. Dabei zahlt die EU in diesem Fall einen sehr hohen Nettopreis, weil der Zollsatz nur 20% beträgt (gegen über 100% bei normalen Exporten nach der EU). Ausserdem bezieht sich dieses Kontingent auf Qualitätsschnitte (besonders Lende), die im Inland weniger nachgefragt sind. Die Kichner-Regierungen haben sich überhaupt nicht um dieses Thema interessiert, und der ehemalige Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno hat allerlei Hindernisse geschaffen, die auch dieses Jahr noch wirken. 

			***

			Alberto Samid wurde von der Bundeskammer für wirtschaftliches Strafrecht wegen einer angeblichen Steuerhinterziehung prozessiert, die im Jahr 2005 von der ihm gehörenden Firma „Green Protein Argentina“ begangen wurde. Dabei wurde auch die Beschlagnahme seiner Güter für $ 3 Mio. verfügt. Samid hatte schon in den 90er Jahren Schwierigkeiten mit dem Steueramt, das bedeutende Hinterziehungsmanöver festgestellt hatte. Die eingehende Untersuchung, die damals erfolgte, war für Samid ohne Zweifel belastend. Es wurde nie erklärt, warum jenes Verfahren schliesslich nicht weitergeführt wurde. Vor kurzem hat der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, Samid zum Direktor der Körperschaft des Zentralmarktes von Buenos Aires (an der Autobahn nach Ezeiza) ernannt, obwohl er seit langem mit illegalen Manövern, auch Diebstahl von Rindern, in Beziehung gebracht wird. 

			***

			Erneut ist die Zahl an fliegenden Händler in der Bundeshauptstadt gegenüber März 2013 um 5,8% angestiegen, berichtet die Argentinisch Handelskammer (Cámara Argentina de Comercio). Bei Markenpiraterie ist hingegen ein Rückgang um 19,6% gegenüber dem Vorjahresmonat festgestellt worden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Das Ministerium für öffentliche Angelegenheiten von São Paulo verhandelt derzeit mit der deutschen Siemens über eine Entschädigung bezüglich des sogenannten Bahnkartells, dem „Fall Siemens“. Im vergangenen August hatte Siemens eine Selbstanzeige wegen Kartellbildung bei U-Bahn-Aufträgen in Brasilien erstattet, die sich auf die Jahre 1998 bis 2008 bezieht. Laut Angaben der Pressesprecher sei Siemens zu Verhandlungen über den Fall bereit und zur Zahlung einer Entschädigung an den Bundesstaat von São Paulo, die Höhe des Betrags wurde allerdings noch nicht festgelegt. (Brazil News)

			***

			Brasilien und die EU wollen den seit Jahren stockenden Verhandlungen über einen gemeinsamen Markt Südamerikas (Mercosur) und der Europäischen Union neuen Schwung geben. „Zum ersten Mal sind wir einer Einigung nahe“, sagte die brasilianische Präsidentin Dilma Rousseff am Montag in Brüssel nach Gipfelgesprächen mit EU-Ratspräsident Herman Van Rompuy und EU-Kommissionspräsident José Manuel Barroso. Die EU und Mercosur wollen eine Freihandelszone gründen und streiten seit Jahren über Kontingente für zollfreien Einfuhren bestimmter Güter. „Europa arbeitet an einer Reihe von bilateralen Vereinbarungen“, sagte Barroso, ohne das geplante Freihandelsabkommen mit den USA direkt zu erwähnen. „Es wäre eine Schande, wenn wir ein solches Abkommen nicht auch mit unseren Freunden in Brasilien und im Mercosur haben könnten. Experten wollen am 21. März einen Vorschlag verabschieden, bei dem beide Seiten Handelszugeständnisse machen. „Dann werden wir sehen, wie ehrgeizig wir auf beiden Seiten sind“, sagte Barroso. Tatsächlich gehe es nicht nur um ein Handelsabkommen, sondern „langfristig um die Schaffung eines gemeinsamen Wirtschaftsraumes“. (dpa)

			***

			Die Kammer der brasilianischen Schuhproduzenten (Abicalcados) hat sich über die argentinischen Importhindernisse für ihre Produkte beschwert. Dadurch seien bislang u$s 6,2 Mio. an gekündigten Bestellungen verloren gegangen. Der Verband schreibt, dass die Krise im bilateralem Handel weit davon entfernt sei, ein Ende gefunden zu haben. 410.000 Schuhpaare liegen aktuell im Zoll, und dürfen nicht ausgeliefert werden. Weitere 418.500 Paare warten auf die Genehmigung, dass sie aus Brasilien ausgeführt werden können.

			*** 

			Der mexikanische Erdölkonzern Pemex beabsichtigt, in diesem Jahr fast u$d 28 Mrd. zu invistieren. 85% fließen in die Erkundung und Förderung von Erdöl- und Gasvorkommen, wie Geschäftsführer Emilio Lozoya am Montag auf einem Energiegipfel in Los Cabos mitteilte. Um das gesamte Potenzial der mexikanischen Energiereserven auszuschöpfen, seien sogar jährliche Investitionen von über u$s 60 Mrd. nötig, und auch viel moderne Spitzentechnologie. Lozoya hofft nun auf ausländische Investoren. Mit einer Verfassungsreform hatte das mexikanische Parlament im vergangenen Jahr ausländischen Unternehmen den Zugang zur Erdölförderung erlaubt, das bisher verboten war. (dpa)

			***

			Siemens geht gegen einen seit kurzem geltenden Ausschluss von öffentlichen Aufträgen in Brasilien rechtlich vor. Der Elektrokonzern habe jetzt wie bereits angekündigt Rechtsmittel gegen eine Gerichtsentscheidung eingelegt, wonach Siemens ab sofort keine Staatsaufträge mehr erhalten darf, sagte ein Sprecher des Unternehmens am Sonntag der Finanz-Nachrichtenagentur dpa-AFX. Ein brasilianisches Gericht hatte Ende Januar entschieden, dass der im August 2013 beschlossene Ausschluss von öffentlichen Aufträgen jetzt rechtswirksam wird. Siemens darf damit vorerst für fünf Jahre erst einmal keine Aufträge des Staates erhalten beziehungsweise gar nicht an den Ausschreibungen teilnehmen. Die Gründe für diesen Schritt liegen lange zurück und gehen auf Korruptionsvorwürfe bei Ausschreibungen der brasilianischen Post und Telekom in den Jahren 1999 bis 2005 zurück. Siemens hatte von 2010 an mit der Regierung über die Folgen verhandelt. Im August 2013 hatte dann ein Gericht entschieden, dass Siemens für die Dauer von fünf Jahren von der Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen und dem Abschluss von Verträgen mit staatlichen Auftraggebern in Brasilien ausgeschlossen wird. Bisher war dieser Beschluss wegen des Widerspruchs von Siemens nicht wirksam. (dpa)

			***

			Der US-Ölmulti Chevron hat einen wichtigen Sieg in einem u$s 9,5 Mrd. schweren Rechtsstreit um Umweltverschmutzung im Amazonasgebiet von Ecuador errungen. Ein New Yorker Gericht wies am Dienstag eine Klage der Regierung von Ecuador ab, die ein Urteil aus ihrer Heimat in den USA vollstrecken lassen wollten. Das Urteil in Ecuador sei durch «korrupte Handlungen» zustande gekommen, erklärte der New Yorker Richter Lewis Kaplan in einer fast 500 Seiten umfassenden Begründung. «Die Kläger dürfen deshalb in keinster Weise davon profitieren.» Ein Gericht in Ecuador hatte Chevron im Jahr 2011 zur Zahlung von u$s 19 Mrd. verurteilt. Das Urteil wurde später auf die Hälfte gemindert. Chevron war der Auffassung, die Anwälte der Kläger hätten das Gericht bestochen. Die Streitigkeiten ziehen sich seit Jahren hin. Hintergrund sind Bohrungen des zwischenzeitlich von Chevron übernommenen Ölkonzerns Texaco im Amazonasgebiet. Die Regierung wirft dem Konzern vor, die Gegend dabei verseucht zu haben. Chevron steht auf dem Standpunkt, die Schäden seien zum Teil auf die Periode zurückzuführen, als Texaco noch nicht zu Chevron gehörte, und zum Teil durch das staatliche Erdölunternen verursacht worden, das seit vielen Jahren in den versuchten Gebieten tätig ist, wobei etwaige Schäden, die von Chevron verursacht worden seien, beseitigt wurden. Die Kläger wollen gegen das New Yorker Urteil Berufung einlegen, erklärte der Anwalt Juan Pablo Sáenz der ecuatorianischen Nachrichtenagentur Andes. Weitere Klagen gegen Chevron zur Auszahlung des ecuatorianischen Urteils liefen derzeit in Argentinien, Brasilien und Kanada, und seien von dem Schiedsspruch des Richters Kaplan nicht betroffen. (dpa/AT)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Hamburg Süd
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			Diese grosse deutsche Reederei konnte Ende der Vorwoche ihr neues Containerschiff in Buenos Aires empfangen. Die „Cap San Lorenzo“ (von der neuen Klasse Cap San des Unternehmens) ist 333,20 Meter lang und 48,20 Meter breit, und hat einen Tiefgang von 14 Metern. Die Ladekapazität erreicht 9.600 Teus. Das Schiff verfügt über 2.100 Stromanschlüsse für Gefrieranlagen für Fleisch u.a. Produkte. Die Cap San Lorenzo ist das vierte einer Serie von zehn. Diese grossen Schiffe, die die Transportkosten wesentlich senken, sind umweltfreundlich und haben eine grosse Leistungsfähigkeit. Das Schiff konnte durchschnittlich 90 Container pro Stunde laden, mit Spitzen von 130 Container.

			Das Schiff wurde in Buenos Aires von Vivian Spohr (Bild) als Patin  eingeweiht, die in Begleitung von Benito Renfurm, Geschäftsführer von Hamburg Süd in Argentinien und Ottmar Gast, Exekutivdirektor der Firma in Deutschland, erschien.

			Die „Cap San Lorenzo“ legte am neuen Hafen von Exolgan an, der sich südlich des Hafens von Buenos Aires in der Provinz befindet, für dessen Erweiterung $ 230 Mio. eingesetzt wurden. Der Hafen wird von der Provinzverwaltung mit den internationalen Firmen PSA International und Global Infrastructure Partners betrieben  Exolgan hat jetzt eine Kapazität von 850 Teus erreicht, was 28% der gesamten Kapazität der argentinischen Häfen ausmacht. 

			Chimex Food

			Dieses Unternehmen, gegenwärtig der einzige lokale Fabrikant von Natrium- und Ammoniumbikarbonat, hat eine Investition von $ 16 Mio. bekanntgegeben, um die Produktion binnen drei Jahren um 50% zu erhöhen. 

			Mercado Libre

			Dieses in Argentinien 1999 gegründete Unternehmen, das Handel (vornehmlich gebrauchter Waren) über Internet betreibt, wies 2013 einen Umsatz von u$s 7,3 Mrd. aus, 28% über dem Vorjahr. Der Gewinn erreichte u$s 472,6 Mio., 26% mehr als im Vorjahr. Der Leiter des Unternehmens, Marcos Galperín, wies darauf hin, dass 2013 12% des Umsatzes auf Geschäfte entfiel, die über Mobiltelefone vollzogen wurden. 

			Aerolineas Argentinas

			Die staatliche Airline hat zwei neue zweimotorige Boeing B-737/800, Modell 2014, in ihre Flotte aufgenommen. Auf diese Weise wird das Expansionsprogramm weitergeführt, dessen nächster Schritt in 20 neuen B-737/800 Next Generation mit 186 Sitzen besteht. AA verfügt jetzt über 30 Boeing 737 von zwei Typen, und insgesamt über 67 aktive Flugzeuge. Als der Staat das Unternehmen übernahm, waren es nur 23. 

			Asociación de Cooperativas Argentinas 

			Dieser Genossenschaftsverband hat die Produktion in seinem neuen  Bioethanolwerk in Villa María, Córdoba, aufgenommen. Das Projekt nahm eine Investition i.H. von $ 130 Mio. in Anspruch. Das Ziel sei, eine Jahresproduktion von 125.000 cbm Bioethanol auf Maisbasis zu erreichen, der dem Benzin beigemischt wird.

			Volkswagen

			Europas größter Autobauer VW hat die Führungsspitze seiner argentinischen Tochter zum 1. März erneuert.  Neuer Leiter der Volkswagen Argentina wird Josef Fidelis Senn (57), teilte der Konzern am Mittwoch mit. Als Präsident und Geschäftsführer übernimmt der Ökonom die Aufgaben von Emilio Saenz, der nun den Vorsitz der Geschäftsleitung und die Werkleitung von Volkswagen Navarra im spanischen Pamplona innehat. Senn kam nach seinem Start in der Stahlindustrie 1998 zu VW und war 2001 Personalleiter in Wolfsburg. An der Spitze der Finanzabteilung von Volkswagen Argentina löst Pablo Di Si (44) als Vizepräsident für Finanzen Kai Siedlatzek ab, der als Geschäftsführer für Finanzen und Controlling zu Volkswagen Sachsen geht. 

			YPF

			Die Produktion von Erdöl von YPF lag im Januar 2014 um 9,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, und die von Gas um 9,2%., teilt das Energiesekretariat mit. Die monatliche Förderung von Erdöl nimmt sei April 2013 ununterbrochen zu, und die von Gas seit Mai 2013. Das ist laut YPF eine Folge der hohen Investitionen, die 2013 u$s 6 Mrd. erreicht haben. Diese Produktionserhöhungen schliessen die von Petrobras und Apache übernommenen Aktiven nicht ein. Letzten Sonntag traft YPF-Chef Miguel Galuccio in Texas in einem von Chevron organisierten Treffen mit Vertretern grosser Erdölkonzerne zusammen, die er für die Zusammenarbeit mit YPF interessieren will. Es waren: Petro-Saudi (Saudi-Arabien), Total (Frankreich), Encana (Kanada), Maraton Oil (USA), Conoco Philips (USA), Glencore Xstrata (Schweiz), Apache BG (Grossbritannien), Wintershall (Deutschland), Statoil (Norwegen), Crescent Petroleum (Emirate), Tecpetrol und Pluspetrol (Argentinien).

			Bayer

			Dieses deutsche Unternehmen gab am Donnerstag den Kauf der lokalen Biagro bekannt, mit einem Betrieb in General Las Heras, Provinz Buenos Aires, die sich mit der Erzeugung von Produkten befasst, die für Einimpfung bei Pflanzen verwendet werden, wobei besonders Samen von Sojabohne auf diese Weise behandelt werden. Ebenfalls erzeugt das Unternehmen Produkte, die das Pflanzenwachstum fördern, und auch solche, die für die Pflanzensanität bestimmt sind. Der Kaufpreis wurde nicht bekannt. Biagro ist ein 1984 gegründetes Familienunternehmen, das in Argentinien den dritten Platz in der Branche einnimmt. Bayer verfügt über eine Abteilung für biologische Produkte für die Landwirtschaft, „Bayer Crop Science“, die vor einigen Monaten einen Investitionsplan von E 2,4 Mrd. bis 2016 bekanntgegeben hat. Ziel soll sein, einen Jahresumsatz von E 10 Mrd. zu erreichen. Innerhalb dieses Programms hat Bayer vor kurzem schon in Argentinien die Firma NM gekauft, die Qualitätssamen erzeugt.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die inhaltlich leere Rede der Präsidentin

			Ein altes Sprichwort besagt, dass es keine günstigen Winde für einen Segler gibt, der nicht weiss, wohin er fährt. Genau das ist jetzt bei der Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner der Fall. Sie hielt bei der Eröffnung der Parlamentssitzungen, wie schon in Vorjahren, eine sehr lange Rede, von fast drei Stunden, in der sie allerlei Themen anschnitt, aber die gegenwärtige Problematik kaum berührte und den Eindruck vermittelte, dass sie nicht weiss, was sie jetzt tun soll. 

			Es ist eine ungeschriebene Regel, dass der Präsident bei dieser Gelegenheit jeweils auf die Entwicklung des letzten Jahres hinweist, die wichtigsten Probleme hervorhebt, und ankündigt, was er in diesem Jahr tun werde. Statt dessen hat CFK erneut, wie in Vorjahren und auch bei anderen Gelegenheiten, in denen sie öffentlich auftritt, auf günstige Entwicklungen hingewiesen, die ab 2003 eingetreten sind, womit sie den Eindruck vermittelt wollte, das alles in bester Ordnung ist und die Wirtschaft sich weiter gut entwickeln wird. Doch genau das ist nicht der Fall.

			Erstens bezieht sich dieser Bericht auch auf die Regierungsperiode ihres 2010 verstorbenen Gatten, Néstor Kirchner (2003/07), für die sie nicht zuständig war, und dann verschweigt sie, dass der Ausgangspunkt nach der tiefen Rezession von 2001/02 sehr niedrig war (mit einem BIP-Rückgang von ca. 20%) und danach ausserdem, während ihrer ersten Regierungsperiode, die ausgeprägte Hausse der argentinischen Exportcommodities, besonders Sojabohne, eintrat. Was sie dabei auch verschwieg, ist dass das Wachstum ab 2003 durch den Verbrauch von Reserven bei Erdöl und Gas, die nicht durch neue ersetzt wurden, durch den Abbau des Rinderbestandes (der von künstlich niedrigen Fleischpreisen begleitet wurde), den Verbrauch eines grossen Teils der Währungsreserven der ZB, und eine Vernachlässigung der öffentlichen Dienste begleitet wurde, deren absurd niedrige Tarife den Konsum gefördert, aber die Instandhaltung und Investitionen verhindert haben. Jetzt muss eben für all das die Rechnung bezahlt werden. Ebenfalls hatte die phänomenale Zunahme der Staatsausgaben, mit Einstellung von über einer Million zusätzlicher und meistens unnötiger Staatsangestellten, eine expansive Wirkung. Denn zunächst wird dadurch künstlich mehr Nachfrage geschaffen, auf Kosten eines zunehmenden Defizites bei der Staatskasse und auch der Zahlungsbilanz. Auch das kann nicht mehr so weitergehen. 

			Von der Spätwirkung der Privatisierungen der 90er Jahre u.a. Massnahmen der Menem-Regierung, von der technologischen Revolution, die vornehmlich bei der Landwirtschaft von besonderer Bedeutung war, sagte sie kein Wort. Sie erwähnte dieses Mal den Beitrag der Landwirtschaft zur Wirtschaft, was jedoch wie ein Witz klingt, nachdem die Kirchner-Regierungen sich nur darum gekümmert haben, der Landwirtschaft Mittel zu entziehen, den Export zu behindern und Hindernisse zu schaffen. Sie haben überhaupt kein Verständnis für die Problematik dieses Bereiches gezeigt. Die Produktion von Getreide und Ölsaat hat explosiv zugenommen, wie es CFK jetzt zum ersten Mal anerkannt hat, aber gewiss nicht wegen der Politik der Kirchners, sondern trotz dieser, dank unternehmerischer Dynamik und Einsatz neuer Technologie. Die Krise, die jetzt bei Kulturen ausserhalb der Pampa-Gegend eingetreten ist, die zahlreiche Randprovinzen betrifft, hat sie mit keinem Sterbenswörtchen erwähnt. Und die Rinderwirtschaft existiert für sie offensichtlich nicht.

			Die Rede enthielt zahlreiche Aussagen, die objektiv falsch oder zumindest sinngemäss täuschend sind, wie der Hinweis auf die Staatsschuld, die angeblich von 25,6 Mindestlöhnen pro Kopf der Bevölkerung im Jahr 2003 auf nur 1,9 Mindestlöhne per Juni 2013 gesunken sei. Sie lobte dabei „die erfolgreichste Umschuldung der Staatsschuld, an die man sich erinnern könne“. Tatsache ist, dass die Staatsschuld nach dem hohen Schuldenschnitt von 2005, der einseitig und faktisch als Erpressung verfügt wurde (was Argentinien auf Jahrzehnte hinaus belastet), seither erneut gestiegen ist. Ausserdem verblieb ein Problem mit einem Teil der Gläubiger, die den Regierungsvorschlag nicht angenommen haben, das einfach ignoriert wurde und CFK auch dieses Mal nicht erwähnte. Der Defaultzustand wurde bis heute nicht überwunden, was dem Land einen schweren Schaden zufügt. Die anerkannte Staatsschuld wurde schrittweise (mit den Amortisationen) von Auslandsgläubigern auf die ZB und die ANSeS verlegt, was zu Geldemission und einer Verwässerung des Vermögens der ANSeS führte, das für die Rentner bestimmt ist. Das nennt CFK „Entschuldung“.

			Doch in einem anderen Punkt hat die Präsidentin die Zuhörer ohne Umschweife zum Narren gehalten: als sie Aerolineas Argentinas als „effizient“ bezeichnete und als Beispiel guter Verwaltung hinstellte. Das tägliche Defizit von umgerechnet an die u$s 2 Mio. (zu dem noch eine hohe Verschuldung für den Kauf neuer Flugzeuge hinzukommt) deutet auf das Gegenteil hin. AA und Austral haben eine gut drei Mal so hohe Belegschaft (im Verhältnis zu den Flügen und den beförderten Passagieren) wie andere Luftfahrtunternehmen in der Welt. Das ist gewiss nicht effizient. 

			Das unterschwellige Grundkonzept der Präsidialrede war, dass die Wirtschaft sich ab 2003 so günstig entwickelt hat, gemessen am Konsum u.a. Parametern, besonders den erweiterten sozialen Leistungen, dass es jetzt eigentlich nur darum geht, so wie bisher weiterzumachen. Sie ist sich offensichtlich nicht bewusst, dass der künstlich geförderte Aufschwung zu Problemen geführt hat, die jetzt krass auftreten: Zahlungsbilanzkrise, hohe Inflation, Rezession und zunehmende Arbeitslosigkeit. Auch dieses sozial schwerwiegende Problem verschweigt sie, mit den Hinweis auf die im 4. Quartal gegenüber dem Vorjahr gesunkene Arbeitslosigkeit, von jetzt 6,4%, ohne darauf hinzuweisen, dass gleichzeitig die Zahl der Beschäftigten abgenommen hat und viele Menschen nicht als Arbeitslose eingestuft werden, weil sie die Suche nach einem Arbeitsplaz für sinnlos halten und aufgegeben haben. Abgesehen davon, hat sich der Arbeitsmarkt besonders in diesem Jahr spürbar verhärtet. Doch es gibt keine Beschäftigungspolitik, und CFK hat offensichtlich keine Ahnung, was dies beinhaltet. 

			Der Zahlungsbilanzkrise, mit den sich zuspitzenden Konflikten mit ausländischen Gläubigern, denen der Staat Milliardenbeträge (in Dollar) schuldet, nimmt sie nicht zur Kenntnis. Über den Konflikt mit dem Pariser Klub, und der Notwendigkeit, wieder normale Beziehungen zum Internationalen Währungsfonds aufzunehmen, äusserste sie kein Sterbenswörtchen. Nichts! Dabei läuft Argentinien Gefahr, in einen neuen Default zu geraten. Man zweifelt jetzt an der Lesart, dass sich Kabinettschef Capitanich und Wirtschaftsminister Kicillof für die Aufnahme der Beziehungen zum IWF ausgesprochen haben. Sie haben (endlich!) begriffen, dass dies die Voraussetzung ist, um die anderen internationalen Finanzprobleme zu lösen. Doch ohne Zustimmung von CFK geht es nicht. Beharrt sie auf ihrer sturen ideologischen Einstellung oder will sie doch erlauben, dass Argentinien zum Fonds zurückkehrt (und die Kontrolle der Staatsfinanzen laut Artikel 14 der IWF-Statuten erlaubt), ohne es formell zuzugeben? Der Zweifel wirkt auf alle Fälle schädlich. Und der krumme Weg erschwert die Lösung.

			Über Inflation und monetäre Politik äusserte sie kein Sterbenswörchten. Einfach nichts! Auch die Energiekrise, das Wohnungsproblem u.a. wichtige Themen wurden nicht erwähnt. Das Problem, dass hinter der Inflation und der Rezession steckt, nämlich die überhöhten Staatsausgaben existiert offensichtlich für sie nicht. Dass die Staatsquote von 2003 bis 2013 von unter 30% auf über 40% des BIP gestiegen ist wurde in ihrer Rede weder erwähnt noch angedeutet. Die immense Vergeudung öffentlicher Gelder existiert für CFK offensichtlich nicht, so dass sie auch keine Massnahmen oder Richtlinien angekündigt hat, um die Staatsausgaben einzudämmen. Grundkonzepte der Wirtschaft, wie Effizienz und Prioritäten, kennt sie eben nicht. 

			Hingegen besteht CFK auf ihrer These, dass nur die Unternehmer für Preiserhöhungen verantwortlich sind. Sie sagte: „In diesem Jahr werden wir uns damit befassen müssen, Instrumente zu schaffen, die Verbraucher und Konsumenten gegenüber dem Druck der konzentrierten, oligopolischen und monopolischen Sektoren schützen.“ CFK hat eine eigenartige Auffassung über die lokalen Marktbedingungen. Gerade bei Lebensmitteln u.a. Waren des Massenkonsums, besteht eine harte Konkurrenz, einmal zwischen einzelnen Marken innerhalb der Supermärkte, dann unter diesen (und besonders mit den kleinen, die die Nähe zum Konsumenten ausnutzen) und schliesslich auch mit den zahlreichen Händlern, die Obst, Gemüse, Rindfleisch, Geflügel, Brot u.a. Produkte verkaufen. Die bestehende Gesetzgebung ist ausreichend, um gegen Unternehmen vorzugehen, die die Konkurrenzbedingungen verletzen oder den Konsumenten täuschen. Mehr braucht man gewiss nicht. Wenn jetzt (wie es der regierungstreue Deputierte Héctor Recalde befürwortet), die legale Möglichkeit der Enteignung von Lagerbeständen von Unternehmen geschaffen wird, oder, wie in Venezuela, eine willkürlichen Begrenzung der Handelsmargen eingeführt wird, dann werden schliesslich Investitionen und Bemühungen, um das Angebot zu erhöhen, gehemmt, und allerlei Konflikte geschaffen. Wie in Venezuela. Es ist gefährlich, dass die Präsidentin in diese Richtung denkt. 

			Die Präsidentin hat deutlich gezeigt, dass sie sich abseits der Realität bewegt, die zunehmend problematisch geworden ist und dringend Entscheidungen erfordert, um nicht in eine schwere Krise auszuarten. Gewiss müsste sie dabei stillschweigend zugeben, dass Irrtümer begangen wurden, und auch, dass das doktrinäre Kirchner-Schema aufgegeben werden muss. Das will sie offensichtlich auf keinen Fall. Doch dabei wirft sie einen dunklen Schatten auf die Zukunft. Noch ein Jahr und neun Monate mit CFK erscheinen wie ein Greuel. 

			Gewiss: es ist nicht möglich, die Rezession sofort zu überwinden, aber man kann sie verkürzen und eine Vertiefung vermeiden, auf der Grundlage der immer noch bestehenden günstigen Umstände: hohe Preise und hohe Ernten bei Sojabohne u.a. Arten von Ölsaat und Getreide, niedrige Zinsen auf dem internationalen Finanzmarkt, viel verfügbares Risikokapital, die immer noch wirkenden technologischen Revolution, die Initiative besonders dynamischer lokaler Unternehmer und einer arbeitswilligen und intelligenten Bevölkerung. 

			Wir wiederholen es einmal mehr: keine der vielen argentinischen Krisen war so absurd und unnötig wie diese. Um auf das Seglersprichwort zurückzukommen, das wir anfangs erwähnt haben: es bläst ein kräftiger Rückenwind, der für das Ziel, um das es geht, besonders günstig ist.
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			Die schwierige Wohnungsproblematik

			Die illegale Besetzung von freien Grundstücken der Stadt Buenos Aires, die in den letzten Wochen wieder aufgetreten ist, bringt erneut das akute Wohnungsproblem zum Ausdruck. Gewiss spielen hier auch andere Umstände mit, wie die nachgiebige Haltung der Kirchner-Regierungen gegenüber Äusserungen der Gewalttätigkeit, wie Strassensperren durch Protestgruppen, und ein fehlendes Gesamtkonzept für dieses soziale Problem. Ebenfalls spielt hier der Umstand mit, dass Einwanderer aus lateinamerikanischen Staaten sich dank UNASUR-Regelung ohne Begrenzungen in Argentinien niederlassen können. Es ist begreiflich, dass dabei arme Menschen aus Bolivien, Paraguay, Peru u.a. Staaten, die viel ärmer als ihre argentinischen Kollegen sind, massenweise kommen. Würden die Vereinigten Staaten das gleiche Prinzip mit Mexiko anwenden, mit dem sie ein Freihandelsabkommen abgeschlossen haben (NAFTA), dann würden sofort mehrere Millionen Mexikaner einwandern und ein grosses soziales Problem schaffen.

			In Argentinien kommt in der Bundeshauptstadt und Umgebung noch die Zuwanderung von Personen hinzu, die aus armen Gegenden des Landesinneren stammen und meistens dort bleiben würden, wenn ihnen Möglichkeiten geboten würden, sich ihren Lebensunterhalt zu verdienen.

			Die Stadt Buenos Aires hatte unter der Militärregierung kein einziges Elendsviertel. Der damalige Bürgermeister Osvaldo Cacciatore vertrat die Auffassung, dass eine Stadt wie diese, ebenso wie London, Paris, New York u.a. Grossstädte, keine Wohnviertel dieser Art haben sollte, und liess sie eben nicht zu. In der Tat lag die Bundeshauptstadt wirtschaflich und sozial damals mit einem pro Kopf-BIP, das den nationalen Durchschnitt etwa verdreifachte, nicht sehr weit von anderen Grossstädten der Welt entfernt.

			Mit der Demokratie, die im Dezember 1983 einsetzte, kam auch eine nachgiebige Haltung, mit Duldung der illegalen Besetzung leerstehender Grundstücke und auch Wohnungen, weil deren Hinderung als „Repressión“ eingestuft und als Vorgehen der Diktatur gebrandmarkt wurde. Somit entstand das Viertel 31 in der Hafengegend, und dann auch über zwanzig weitere, die in der Stadt verstreut sind. Der letzte Bürgermeister unter Menem, Jorge Domínguez, musste einen Teil der Bewohner des Elendsviertels 31 entschädigen, damit die Ausfahrt der „Avenida 9 de Julio“ nach Norden, fertiggestellt werden konnte. Das Viertel wurde verkleinert und Domínguez bemühte sich, dass keine weiteren Zuwanderer kamen. Doch nach ihm kam Fernando de la Rúa als Bürgermeister, der kurz darauf seinen Wahlfeldzug für die Präsidentschaft begann und in diesem Sinn keine Konflikte haben wollte, auch nicht mit den illegalen Zuwanderern, die Elensviertel bildeten oder, im Fall des Viertels 31, es stark erweiterten. Und auch die folgenden Bürgermeister (die ab 1999 Stadtchefs bezeichnet werden) haben sich kaum um dieses Phänomen gekümmert.

			Das Ergebnis ist, dass die Zahl der Einwohner des Viertels 31 und anderer explosiv gestiegen ist, was den Charakter der Stadt sichtbar verändert hat. Gewiss nicht zum Guten. Die Statistik von 2010 hat ergeben, dass in der Stadt Buenos Aires 163.000 Menschen in Elendsvierteln wohnen, 52% mehr als im Jahr 2000. In den letzten drei Jahren soll die Zahl um weitere 20 % gestiegen sein. Wenn man noch diejenigen hinzuzählt, die unter schlechten Bedingungen in dürftigen Mietwohnungen oder illegal besetzten Häusern wohnen, gelangt man auf gut 400.000. Pro Jahr werden in der Stadt um die tausend Sozialwohnungen gebaut. Man kann sich also leicht ausrechnen, wie lange es dauern wird, bis alle Familien eine einigermassen anständige Wohnung haben. In der Umgebung der Stadt liegt der Fall noch schlimmer, und in städtischen Gegenden des Landesinneren ist es auch nicht besser.

			Eine Lösung des Problems, auch in einer längeren Frist (10 und mehr Jahre) erfordert einmal mehr finanzielle Mittel. Diese sind jedoch begrenzt und reichen somit nicht aus. Man muss sie somit effizienter einsetzen, was bedeutet, dass man sich überlegen muss, wie mit dem vorhandenen Geld am meisten Menschen eine anständige Wohnung geboten werden kann. Zunächst muss man sich überlegen, wie man den Bau von Sozialwohnungen verbilligt. Die beste Lösung sind einfache Reihenhäuser, bei denen der Verputz, der Anstrich u.a. Aspekte dem Bewohner überlassen werden. Das wurde schon mehrmals erfolgreich vorexerziert, mit einer Kostenersparnis von etwa 50%. Doch in der Stadt Buenos Aires ist der Platz knapp, so dass diese Lösung nicht in Frage kommt. Es müssen Hochhäuser sein, bei der Quadratmeter auch bei bester Bautechnik mehr kostet.

			Bei den bestehenden Elendsvierteln besteht die technisch korrekte Lösung einmal in der Errichtung von Strassen, wie im Rest der Stadt (was erfordert, dass viele Wohnungen verschwinden) und dann in der Legalisierung des Wohnungsbesitzes. Die Erfahrung zeigt, dass die Bewohner dann ihre Wohnungen verbessern (was mit Lieferung von verbilligten Baumaterialien beschleunigt werden kann), so dass aus den Elendsvierteln normale Stadtviertel von niedrigem Niveau werden, was etwas ganz anderes ist.

			Die armen Familien können in der Regel eine normale Wohnung nicht bezahlen, auch wenn sie einen weichen Kredit erhalten. Beim FONAVI-Programm für Sozialwohnungen, das seit 1971 besteht, sind weit über der Hälfte der Käufer säumig, wobei viele überhaupt nicht zahlen. Das Problem sollte nicht weiter ignoriert werden. Der Kauf einer Sozialwohnung muss subventioniert werden, wobei die Subvention irgendwie an die Zahlung eines bestimmten Betrages gebunden werden kann. Denn die Mittel des Staates sind eben, auch wenn dem sozialen Wohnungsbau Priorität gewährt wird, so knapp, dass erreicht werden muss, dass die Nutzniesser auch einen Beitrag leisten.

			Das Programm Pro.Cre.Ar., das die Regierung in Gang gesetzt hat, ist für den Mittelstand bestimmt, weil der Kredit den Besitz eines Grundstückes und ein bestimmtes Einkommen voraussetzt. Beim Mittelstand liegt der Fall grundsätzlich anders. Hier müssten langfristige Hypothekarkredite in Dollar oder mit Indexierung zugelassen werden, wobei eventuell die Zinsen subventioniert werden können.

			Beim Wohnungsproblem spielt auch die Miete eine Rolle. Viele Familien haben hier Schwierigkeiten, weil sie keine Garantie stellen können. Hier kann versucht werden, dass der Staat einspringt. Vor vielen Jahren gab es schon ein Gesetzesprojekt in diesem Sinn, das dann versandet ist. Die grosse Zuwanderung aus lateinamerikanischen Ländern hat die Mieten in letzter Zeit in die Höhe getrieben, was ein zusätzliches soziales Problem schafft und mit zur illegalen Besetzung freier Flächen beigetragen hat.

			Es gibt in Argentinien gute Experten, die die Wohnungsproblematik kennen und in der Lage sind, ihre Kenntnisse zu vertiefen. Auch kann man auf ausländische Experten greifen, die erfolgreiche Erfahrungen, wie in Chile, kennen. Hier muss zwischen dem Nationalstaat, der Stadtregierung und auch den Provinzregierungen eng zusammengearbeitet werden, um dem bestehenden Wohungsprobleme in seinen vielfältigen Aspekten zu begegnen. Improvisation und Politisierung des Falles sollten dabei vermieden werden.

			

		

	